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Gesetzentwurf
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Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung
(Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz)

A. Problem und Ziel

Staaten und Gebiete, die ausländischen Finanzbehörden nicht entsprechend den
von der Organisation für Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) entwickel-
ten Standards auf Ersuchen die für ein Besteuerungsverfahren erforderlichen
Auskünfte erteilen, erleichtern es Bürgern anderer Staaten, Steuern auf ihre Ein-
künfte zu hinterziehen. Daher sind Maßnahmen zu ergreifen, die einerseits die
entsprechenden Staaten und Gebiete veranlassen, die Standards der OECD zu
befolgen, und die andererseits die Möglichkeiten der Sachverhaltsaufklärung
durch die Finanzbehörden verbessern.

B. Lösung

Die Bundesregierung wird ermächtigt, bestimmte steuerliche Regelungen ganz
oder zum Teil nicht anzuwenden, sofern die erhöhten Nachweispflichten nicht
erfüllt werden, wenn Geschäftsbeziehungen zu Personen oder Personenvereini-
gungen in Staaten oder Gebieten bestehen, die die Standards der OECD zum
Auskunftsaustausch in Steuersachen nicht akzeptieren. Darüber hinaus werden
Mitwirkungs- und Aufbewahrungspflichten natürlicher Personen in Bezug auf
Kapitalanlagen im Ausland erweitert sowie die Prüfungsrechte der Finanzbe-
hörden ausgedehnt. Die vorgeschlagenen Maßnahmen basieren auf Ansätzen,
denen auch andere Mitgliedstaaten der OECD wie auch der Europäischen
Union (EU) folgen. Sie gewährleisten die Handlungsfähigkeit der Bundesregie-
rung bei der Herbeiführung international abgestimmter Maßnahmen, wie sie
von 17 OECD-Mitgliedstaaten im Rahmen einer Konferenz am 21. Oktober
2008 in Paris zur Durchsetzung der OECD-Grundsätze zu Transparenz und
effektivem Auskunftsaustausch befürwortet wurden.

Mit diesem Gesetzentwurf entspricht die Bundesregierung auch der in Ent-
schließungsanträgen verschiedener Fraktionen übereinstimmend zum Ausdruck
gebrachten Forderung nach effektiver Bekämpfung der Steuerhinterziehung, die
durch Staaten und Gebiete erleichtert wird, die sich weigern, die Standards der
OECD, insbesondere zum Zugang der Steuerbehörden zu Bankinformationen,
anzuerkennen (vgl. Bundestagsdrucksachen 16/11389, 16/9421, 16/9168).

C. Alternativen

Keine
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D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Die vorgesehenen Maßnahmen sind geeignet, Steuermindereinnahmen, die
durch die Nutzung von Gebieten entstehen, die zu einem effektiven Auskunfts-
austausch für Besteuerungszwecke nicht bereit sind, zu vermeiden. Betroffen ist
ein erhebliches, nicht genauer quantifizierbares Steuerausfallvolumen.

2. Vollzugsaufwand

Über die gesondert ausgewiesenen Bürokratiekosten hinaus entsteht kein zu-
sätzlicher Vollzugsaufwand.

Bereits bisher ist die Zollverwaltung mit der Durchführung von Bargeldkontrol-
len beauftragt. Durch die Erweiterung der Befugnis, Bargeldkontrollen auch mit
Blick auf das Vorliegen von Steuerhinterziehung, Steuerordnungswidrigkeiten
oder Betrug zu Lasten von Sozialleistungsträgern durchzuführen, und die Wei-
terleitung ggf. gewonnener Erkenntnisse an die zuständigen Behörden entsteht
kein zusätzlicher bzw. messbarer Vollzugsaufwand.

E. Sonstige Kosten

Der Gesetzentwurf führt insgesamt über die gesondert angeführten Bürokratie-
kosten hinaus nicht zu zusätzlichen Kosten für die Wirtschaft, einschließlich der
mittelständischen Unternehmen, sofern den gegebenenfalls erforderlichen Mit-
wirkungs- und Nachweispflichten nachgekommen wird.

Be- und Entlastungen für einzelne Sektoren der Volkswirtschaft durch die vor-
gesehenen Maßnahmen sind nicht bekannt. Es wird davon ausgegangen, dass
weder in Einzelfällen noch allgemein volkswirtschaftliche Effekte ausgelöst
werden, die sich in Einzelpreisen, dem allgemeinen Preisniveau oder dem Ver-
braucherpreisniveau niederschlagen können. Belastungen für mittelständische
Unternehmen werden ebenfalls nicht erwartet.

F. Bürokratiekosten

Es werden Informationspflichten für

a) Unternehmen eingeführt

Anzahl: 1

betroffene Unternehmen: je nach steuerlicher Regelung unterschiedlich
(im Einzelnen siehe allgemeine Begründung)

Häufigkeit/Periodizität: 1

erwartete Mehrkosten: rd. 130 000 Euro

b) Bürgerinnen und Bürger eingeführt

Anzahl: 2

Häufigkeit/Periodizität: 1

Aufwand je Fall: je nach steuerlicher Regelung unterschiedlich
(im Einzelnen siehe allgemeine Begründung)

c) die Verwaltung eingeführt

Anzahl: 1

betroffene Kreise: Landesfinanzbehörden, bei denen Steuer-
pflichtige die Tatbestandsmerkmale des Geset-
zes erfüllen

Häufigkeit/Periodizität: 1

erwartete Mehrkosten: rd. 17 000 Euro
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung
(Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz)

Vom …

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Einkommensteuergesetzes

In § 51 Absatz 1 Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002
(BGBl. I S. 4210; 2003 I S. 179), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 7. März 2009 (BGBl. I S. 451) geändert
worden ist, werden das abschließende Semikolon durch ein
Komma ersetzt und folgender Buchstabe f angefügt:

„f) in Fällen, in denen ein Sachverhalt zu ermitteln und
steuerrechtlich zu beurteilen ist, der sich auf Vorgänge
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes be-
zieht, und außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes ansässige Beteiligte oder andere Personen nicht
wie bei Vorgängen innerhalb des Geltungsbereichs die-
ses Gesetzes zur Mitwirkung bei der Ermittlung des
Sachverhalts herangezogen werden können, zu bestim-
men,

aa) in welchem Umfang Aufwendungen im Sinne des
§ 4 Absatz 4 oder des § 9 den Gewinn oder den
Überschuss der Einnahmen über die Werbungs-
kosten nur unter Erfüllung besonderer Mitwir-
kungs- und Nachweispflichten mindern dürfen.
Die besonderen Mitwirkungs- und Nachweis-
pflichten können sich erstrecken auf

aaa) die Angemessenheit der zwischen naheste-
henden Personen im Sinne des § 1 Absatz 2
des Außensteuergesetzes in ihren Geschäfts-
beziehungen vereinbarten Bedingungen,

bbb) die Angemessenheit der Gewinnabgrenzung
zwischen unselbständigen Unternehmenstei-
len,

ccc) die Pflicht zur Einhaltung von für naheste-
hende Personen geltenden Dokumentations-
und Nachweispflichten auch bei Geschäfts-
beziehungen zwischen nicht nahestehenden
Personen,

ddd) die Bevollmächtigung der Finanzbehörde
durch den Steuerpflichtigen, in seinem Na-
men mögliche Auskunftsansprüche gegen-
über den von der Finanzbehörde benannten
Kreditinstituten außergerichtlich und ge-
richtlich geltend zu machen;

bb) dass eine ausländische Gesellschaft ungeachtet
des § 50d Absatz 3 nur dann einen Anspruch auf
völlige oder teilweise Entlastung vom Steuer-
abzug nach § 50d Absatz 1 und 2 oder § 44a
Absatz 9 hat, soweit sie die Ansässigkeit der an ihr

unmittelbar oder mittelbar beteiligten natürlichen
Personen, deren Anteil unmittelbar oder mittelbar
10 Prozent übersteigt, darlegt und nachweisen
kann;

cc) dass § 2 Absatz 5b Satz 1, § 32d Absatz 1 und
§ 43 Absatz 5 in Bezug auf Einkünfte im Sinne des
§ 20 Absatz 1 Nummer 1 und die steuerfreien Ein-
nahmen nach § 3 Nummer 40 Satz 1 und 2 nur
dann anzuwenden sind, wenn die Finanzbehörde
bevollmächtigt wird, im Namen des Steuerpflich-
tigen mögliche Auskunftsansprüche gegenüber
den von der Finanzbehörde benannten Kreditinsti-
tuten außergerichtlich und gerichtlich geltend zu
machen.

Die besonderen Nachweis- und Mitwirkungspflichten
auf Grund dieses Buchstabens gelten nicht, wenn die
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes ansäs-
sigen Beteiligten oder andere Personen in einem Staat
oder Gebiet ansässig sind, mit dem ein Abkommen be-
steht, das die Erteilung von Auskünften entsprechend
Artikel 26 des Musterabkommens der OECD zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der
Fassung von 2005 vorsieht oder der Staat oder das Ge-
biet Auskünfte in einem vergleichbaren Umfang erteilt
oder die Bereitschaft zu einer entsprechenden Aus-
kunftserteilung besteht;“.

Artikel 2

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

In § 33 Absatz 1 Nummer 2 des Körperschaftsteuergeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober
2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 17. März 2009 (BGBl. I S. 550) geändert worden
ist, wird der abschließende Punkt durch ein Semikolon er-
setzt und folgender Buchstabe e wird angefügt:

„e) die die Steuerbefreiung nach § 8b Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 2 Satz 1 sowie vergleichbare Vorschriften in Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von
der Erfüllung besonderer Nachweis- und Mitwirkungs-
pflichten abhängig machen, wenn außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes ansässige Beteiligte oder
andere Personen nicht wie inländische Beteiligte bei Vor-
gängen innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes
zur Mitwirkung bei der Ermittlung des Sachverhalts he-
rangezogen werden können. Die besonderen Nachweis-
und Mitwirkungspflichten können sich auf die Ange-
messenheit der zwischen nahestehenden Personen im
Sinne des § 1 Absatz 2 des Außensteuergesetzes in ihren
Geschäftsbeziehungen vereinbarten Bedingungen und
die Bevollmächtigung der Finanzbehörde, im Namen
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des Steuerpflichtigen mögliche Auskunftsansprüche ge-
genüber den von der Finanzbehörde benannten Kredit-
instituten außergerichtlich und gerichtlich geltend zu
machen, erstrecken. Die besonderen Nachweis- und Mit-
wirkungspflichten auf der Grundlage dieses Buchsta-
bens gelten nicht, wenn die außerhalb des Geltungs-
bereichs dieses Gesetzes ansässigen Beteiligten oder
anderen Personen in einem Staat oder Gebiet ansässig
sind, mit dem ein Abkommen besteht, das die Erteilung
von Auskünften entsprechend Artikel 26 des Musterab-
kommens der OECD zur Vermeidung der Doppelbesteu-
erung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen in der Fassung von 2005 vorsieht oder
der Staat oder das Gebiet Auskünfte in einem vergleich-
baren Umfang erteilt oder die Bereitschaft zu einer ent-
sprechenden Auskunftserteilung besteht.“

Artikel 3

Änderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. Dezember
2008 (BGBl. I S. 2850) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 147
folgende Angabe eingefügt:

„§ 147a Vorschriften für die Aufbewahrung von Auf-
zeichnungen und Unterlagen bestimmter Steu-
erpflichtiger“.

2. Nach § 90 Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Bestehen objektiv erkennbare Anhaltspunkte für die
Annahme, dass der Steuerpflichtige über Geschäftsbezie-
hungen zu Finanzinstituten in einem Staat oder Gebiet
verfügt, mit dem kein Abkommen besteht, das die Ertei-
lung von Auskünften entsprechend Artikel 26 des Mus-
terabkommens der OECD zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen in der Fassung von 2005 vorsieht
oder der Staat oder das Gebiet keine Auskünfte in einem
vergleichbaren Umfang erteilt oder keine Bereitschaft zu
einer entsprechenden Auskunftserteilung besteht, hat der
Steuerpflichtige nach Aufforderung der Finanzbehörde
die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Angaben an
Eides statt zu versichern und die Finanzbehörde zu be-
vollmächtigen, in seinem Namen mögliche Auskunfts-
ansprüche gegenüber den von der Finanzbehörde be-
nannten Kreditinstituten außergerichtlich und gerichtlich
geltend zu machen; die Versicherung an Eides statt kann
nicht nach § 328 erzwungen werden.“

3. Nach § 147 wird folgender § 147a eingefügt:

„§ 147a
Vorschriften für die Aufbewahrung

von Aufzeichnungen und Unterlagen
bestimmter Steuerpflichtiger

Steuerpflichtige, bei denen die Summe der positiven
Einkünfte nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 bis 7 des Ein-
kommensteuergesetzes (Überschusseinkünfte) mehr als
500 000 Euro im Kalenderjahr beträgt, haben die Auf-

zeichnungen und Unterlagen über die den Überschuss-
einkünften zu Grunde liegenden Einnahmen und Wer-
bungskosten sechs Jahre aufzubewahren. Im Falle der
Zusammenveranlagung ist für die Feststellung des Über-
schreitens des Betrags von 500 000 Euro die Summe der
positiven Einkünfte nach Satz 1 eines jeden Ehegatten
maßgebend. Die Verpflichtung nach Satz 1 ist vom Be-
ginn des Kalenderjahrs an zu erfüllen, das auf das Kalen-
derjahr folgt, in dem die Summe der positiven Einkünfte
im Sinne des Satzes 1 mehr als 500 000 Euro beträgt. Die
Verpflichtung nach Satz 1 endet mit Ablauf des fünften
aufeinander folgenden Kalenderjahrs, in dem die Vo-
raussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind. § 147
Absatz 2, 3 Satz 3 und die Absätze 4 bis 6 gelten entspre-
chend. Die Sätze 1 bis 3 und 5 gelten entsprechend in den
Fällen, in denen die zuständige Finanzbehörde den Steu-
erpflichtigen für die Zukunft zur Aufbewahrung der in
Satz 1 genannten Aufzeichnungen und Unterlagen ver-
pflichtet, weil er seinen Mitwirkungspflichten nach § 90
Absatz 2 Satz 3 nicht nachgekommen ist.“

4. Dem § 162 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Hat der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten
nach § 90 Absatz 2 Satz 3 verletzt, so wird widerlegbar
vermutet, dass steuerpflichtige Einkünfte in Staaten oder
Gebieten im Sinne des § 90 Absatz 2 Satz 3 vorhanden
oder höher als die erklärten Einkünfte sind.“

5. § 193 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Eine Außenprüfung ist zulässig bei Steuer-
pflichtigen, die einen gewerblichen oder land- und
forstwirtschaftlichen Betrieb unterhalten, die freibe-
ruflich tätig sind, und bei Steuerpflichtigen im Sinne
des § 147a.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird das abschließende Wort
„oder“ durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden der abschließende Punkt
durch das Wort „oder“ ersetzt und folgende
Nummer 3 angefügt:

„3. wenn ein Steuerpflichtiger seinen Mitwir-
kungspflichten nach § 90 Absatz 2 Satz 3
nicht nachkommt.“

Artikel 4

Änderung des Einführungsgesetzes
zur Abgabenordnung

Artikel 97 § 22 des Einführungsgesetzes zur Abgaben-
ordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I
S. 667), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom
20. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2850) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

2. Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates den Zeitpunkt
der erstmaligen Anwendung von § 90 Absatz 2 Satz 3,
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der §§ 147a, 162 Absatz 2 Satz 3 und von § 193 Absatz 1
und 2 Nummer 3 in der Fassung des Artikels 3 des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden
Änderungsgesetzes]).“

Artikel 5

Änderung des Zollverwaltungsgesetzes

Das Zollverwaltungsgesetz vom 21. Dezember 1992
(BGBl. I S. 2125; 1993, 2493), zuletzt geändert durch
Artikel 17 Nummer 1 des Gesetzes vom 17. März 2009
(BGBl. I S. 550), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 3a Satz 3 werden nach den Wörtern „§ 261
des Strafgesetzbuches“ das Wort „und“ durch ein Kom-
ma ersetzt sowie nach der Angabe „§ 129b des Straf-
gesetzbuches“ ein Komma und die Wörter „der Steuer-
hinterziehung nach § 370 der Abgabenordnung und
Steuerordnungswidrigkeiten nach den §§ 377 bis 380 der
Abgabenordnung sowie des Betruges zu Lasten der So-
zialleistungsträger nach § 263 des Strafgesetzbuches
bzw. der missbräuchlichen Inanspruchnahme von Sozial-
leistungen nach § 404 Absatz 2 Nummer 26 des Dritten

Buches Sozialgesetzbuch oder § 63 Absatz 1 Nummer 6
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“ eingefügt.

2. § 12a Absatz 5 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung weiterer
Daten, die nicht unmittelbar im Zusammenhang mit
dem grenzüberschreitenden Verkehr von Bargeld oder
gleichgestellten Zahlungsmitteln stehen, ist nur zu-
lässig, soweit Tatsachen auf einen in § 1 Absatz 3a
Satz 3 oder Absatz 4a bezeichneten Verstoß schließen
lassen.“

b) Nach der Angabe „§ 31b Absatz 3“ werden ein
Komma und die Wörter „die nach § 31a Absatz 1
Num- mer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb der
Abgabenordnung zuständigen Sozialleistungsträger“
eingefügt.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Die Finanzbehörden haben steuerlich relevante Sachverhalte
aufzuklären (§ 88 der Abgabenordnung – AO). Die Beteilig-
ten sind zur Mitwirkung bei der Sachverhaltsaufklärung
verpflichtet (§§ 90, 92 AO) und Dritte können zur Aus-
kunftserteilung herangezogen werden (§ 93 AO). Sind
grenzüberschreitende Sachverhalte aufzuklären, können Be-
teiligte oder andere Personen nicht wie bei Vorgängen inner-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes zur Mitwirkung
bei der Ermittlung des Sachverhalts herangezogen werden.
Die Möglichkeit, Amtshilfe beanspruchen zu können, ist
umso bedeutender, als grenzüberschreitende Sachverhalte
alltäglich geworden sind. Allerdings bleibt zu beachten, dass
die deutschen Finanzbehörden ausländische Finanzbehörden
lediglich um Amtshilfe bitten können (§ 117 Absatz 1 AO);
eine Verpflichtung ausländischer Finanzbehörden, einer sol-
chen Bitte zu entsprechen, ergibt sich hieraus aber nicht.
Ausländische Finanzbehörden können in einem deutschen
Besteuerungsverfahren regelmäßig nur aufgrund einer völ-
kerrechtlichen Vereinbarung oder aufgrund Europäischen
Gemeinschaftsrechts Amtshilfe leisten. Völkerrechtliche
Verpflichtungen zur Amtshilfe im Besteuerungsverfahren
enthalten die Doppelbesteuerungsabkommen (DBA), beson-
dere Amtshilfeabkommen, die Konvention Nummer 127 des
Europarates vom 25. Januar 1988 sowie Europäisches Ge-
meinschaftsrecht, z. B. die Richtlinie 77/799/EWG.

Nicht alle Staaten und Gebiete sind bereit, sich in völker-
rechtlichen Vereinbarungen zur Amtshilfe im Besteuerungs-
verfahren zu verpflichten, die auch effektiv ist. Amtshilfe in
diesem Sinne ist effektiv, wenn sie dem Standard der OECD
entspricht, wie er sich aus Artikel 26 des Musterabkommens
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 2005 bzw. aus dem
im Jahr 2002 veröffentlichten Musterabkommen zum Aus-
kunftsaustausch in Steuersachen ergibt. Dieser Standard ver-
langt, dass für die Besteuerung relevante Informationen
zugänglich sein müssen, und sie müssen auf Ersuchen aus-
ländischen Finanzbehörden zur Verfügung gestellt werden
können. Zu den Informationen, die zugänglich sein müssen,
gehören z. B. Bankinformationen und Informationen über
die Eigentumsverhältnisse an Gesellschaften und anderen
Rechtsträgern oder über die Begünstigten solcher Rechtsträ-
ger, z. B. Stiftungen. Das entspricht dem Standard der Abga-
benordnung (z. B. nach § 93 AO). Diesen Anforderungen
entspricht auch nach Einschätzung der EU-Kommission die
Richtlinie 77/799/EWG nicht mehr, weshalb sie am 2. Fe-
bruar 2009 einen an OECD-Standards orientierten Vorschlag
für eine neue Richtlinie des Rates über die Zusammenarbeit
der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung
(KOM(2009) 029) vorgelegt hat.

Solange von ausländischen Staaten und Gebieten, insbeson-
dere solchen, die über bedeutende Finanzplätze verfügen,
Auskünfte entsprechend dem OECD-Standard tatsächlich
nicht zu erhalten sind, bestehen die Rahmenbedingungen
fort, die die Steuerhinterziehung durch Ausländer und damit
auch deutsche Steuerpflichtige begünstigen und die Sachver-
haltsaufklärung durch die deutschen Finanzbehörden erheb-
lich erschweren.

Die jüngsten grenzüberschreitenden Steuerhinterziehungs-
skandale machen die Bedrohung der Besteuerungsbasis und
die sich daraus ergebenden erheblichen Steuerverluste deut-
lich. Sie bestätigen die Richtigkeit der Forderung, den
OECD-Standard international durchzusetzen. Maßnahmen
zum Schutz der deutschen Besteuerungsbasis und damit
auch zur Wahrung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung sind
daher unumgänglich. Sowohl der OECD-Bericht aus 1998
„Harmful Tax Competition – An Ermerging Global Issue“
wie auch Folgeberichte ziehen Maßnahmen der Mitglied-
staaten gegen Staaten und Gebiete in Betracht, die nicht be-
reit sind, den Standard der OECD zu akzeptieren.

Die vorgesehenen Maßnahmen schaffen die Möglichkeit,
durch Rechtsverordnung die Inanspruchnahme bestimmter
steuerlicher Regelungen bei Geschäftsbeziehungen zu Staa-
ten und Gebieten, in denen die Beteiligten und andere Perso-
nen nicht wie bei inländischen Sachverhalten zur Mitwir-
kung herangezogen werden können, von der Erfüllung
besonderer Mitwirkungs- und Nachweispflichten abhängig
zu machen. Außerdem sollen die Möglichkeiten der Finanz-
behörden zur Sachverhaltsaufklärung durch erweiterte Mit-
wirkungs- und Aufbewahrungspflichten natürlicher Perso-
nen in Bezug auf Kapitalanlagen im Ausland sowie durch
erweiterte Prüfungsrechte der Finanzbehörden verbessert
werden.

Der Ansatz, die Gewährung steuerlicher Vorteile im Zusam-
menhang mit Einkünften aus Geschäftsbeziehungen oder
Beteiligungsverhältnissen mit Personen oder Gesellschaften
in Staaten oder Gebieten, mit denen kein Auskunftsaus-
tausch nach OECD-Standard möglich ist, zu verweigern
oder nur von der Erfüllung gesteigerter Nachweis- oder Mit-
wirkungspflichten abhängig zu machen, wird auch von einer
Reihe anderer Mitgliedstaaten der OECD und der EU ver-
folgt. Dazu gehören u. a. Griechenland, Italien, Kanada,
Spanien, Polen, Portugal und Korea. Zum Abschluss einer
Konferenz, deren Gegenstand die Bekämpfung der grenz-
überschreitenden Steuerhinterziehung mittels Durchsetzung
der OECD-Standards war, haben 17 OECD-Mitgliedstaaten
am 21. Oktober 2008 die Absicht bekräftigt, auch durch ko-
ordinierte Anwendung nationaler Maßnahmen zur Durchset-
zung dieser Standards beizutragen. Ebenso haben die Staats-
und Regierungschefs der G20-Gruppe am 2. April 2009 un-
terstrichen, dass sie Maßnahmen gegen diejenigen ergreifen
werden, die den OECD-Standard nicht umsetzen.

Die an Geschäftsbeziehungen zu nicht kooperierenden Staa-
ten und Gebieten anknüpfenden Maßnahmen (Artikel 1
und 2) werden mit dem Gesetzgebungsvorhaben noch nicht
unmittelbar wirksam. Vielmehr wird zunächst eine Rechts-
grundlage geschaffen, die es der Bundesregierung ermög-
licht, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates in den gesetzlich bestimmten Fällen Mitwirkungs- und
Nachweispflichten zu erhöhen und die mit deren Nichterfül-
lung verbundenen Sanktionen im Rahmen der Verordnungs-
ermächtigung zu konkretisieren. Vor dem Erlass der Rechts-
verordnung, wird die Bundesregierung den Fortgang der
Implementierung des OECD-Standards, z. B. im Rahmen bi-
lateraler Gespräche, prüfen. Dabei können Entwicklungen
im EWR-Bereich (EWR = Europäischer Wirtschaftsraum),
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Entwicklungen aus der angestrebten Überarbeitung der
Richtline 2003/48/EG (Zinsrichtlinie) und der Überarbei-
tung der Richtline 77/799/EWG (Amtshilferichtlinie) ggf.
von Bedeutung sein. Auch die Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Sachverhaltsaufklärung (Artikel 3) werden erst zu
einem durch Rechtsverordnung zu bestimmenden Zeitpunkt
wirksam.

Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich – soweit
nicht nachfolgend etwas anderes bestimmt ist – aus Arti-
kel 105 Absatz 2 erste Alternative des Grundgesetzes (GG).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für
Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) auch
aus Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG, für Artikel 3 (Änderung
der Abgabenordnung) aus Artikel 108 Absatz 5 Satz 1 und 2
GG und für Artikel 4 (Änderung des Einführungsgesetzes
zur Abgabenordnung) aus Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG.
Für die Änderung des Zollverwaltungsgesetzes (Artikel 5)
ergibt sich die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des
Bundes aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 5 GG.

Gleichstellungspolitische Relevanzprüfung

Im Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung
der Bundesministerien vorzunehmenden Relevanzprüfung

sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebens-
situation von Frauen und Männern keine Auswirkungen
erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zuwider-
laufen.

Finanzielle Auswirkungen

Siehe Ausführungen im Vorblatt zu Buchstabe D.

Sonstige Kosten

Der Gesetzentwurf führt insgesamt über die gesondert an-
geführten Bürokratiekosten hinaus nicht zu zusätzlichen
Kosten für die Wirtschaft, einschließlich der mittelstän-
dischen Unternehmen, sofern den gegebenenfalls erforder-
lichen Mitwirkungs- und Nachweispflichten nachgekom-
men wird.

Be- und Entlastungen für einzelne Sektoren der Volkswirt-
schaft durch die vorgesehenen Maßnahmen sind nicht be-
kannt. Es wird davon ausgegangen, dass weder in Einzelfäl-
len noch allgemein volkswirtschaftliche Effekte ausgelöst
werden, die sich in Einzelpreisen, dem allgemeinen Preis-
niveau oder dem Verbraucherpreisniveau niederschlagen
können. Belastungen für mittelständische Unternehmen wer-
den ebenfalls nicht erwartet.



D
ru

cksach
e 16/13106

–
 1

0
 –

D
eu

tsch
er B

u
n
d
estag

 –
 1

6
. W

ah
lp

erio
d
e

Bürokratiekosten

lfd. Nr. Vorschrift Informationspflicht Fallzahl Periodizität Herkunft in %
Bürger

in min je Fall
Bürger (sonst. 

Kosten in 
EUR) je Fall

Unternehmen 
in EUR

Verwaltung
in EUR

A B C

1  § 90 Absatz 2 AO Abgabe einer Versicherung an Eides statt über die 
Richtigkeit der Angaben des Steuerpflichtigen; ggf. 
Bevollmächtigung der Finanzbehörde im Namen des 
Steuerpflichtigen Auskunftsansprüche gegenüber den 
von der Finanzbehörde benannten Kreditinstituten 
außergerichtlich und gerichtlich geltend zu machen.

113 0,55   500 1,00 0 0 100

2  § 90 Absatz 2 AO Abgabe einer Versicherung an Eides statt über die 
Richtigkeit der Angaben des Steuerpflichtigen; ggf. 
Bevollmächtigung der Finanzbehörde im Namen des 
Steuerpflichtigen Auskunftsansprüche gegenüber den 
von der Finanzbehörde benannten Kreditinstituten 
außergerichtlich und gerichtlich geltend zu machen.

  130.140  2.400 1,00 0 0 100

3  § 90 Absatz 2 AO Aufforderung der Finanzbehörde an den 
Steuerpflichtigen zur Abgabe einer Versicherung an 
Eides statt über die Richtigkeit der Angaben des 
Steuerpflichtigen; ggf. Aufforderung zur 
Bevollmächtigung der Finanzbehörde im Namen des 
Steuerpflichtigen Auskunftsansprüche gegenüber den 
von der Finanzbehörde benannten Kreditinstituten 
außergerichtlich und gerichtlich geltend zu machen.

   17.332 2.900 1,00 0 0 100

4  § 147a AO Aufbewahrungsplicht von Aufzeichnungen und 
Unterlagen bei Überschusseinkünften bei positiven 
Einkünften von mehr als 500.000 € im Kalenderjahr (§ 
2 Absatz 1 Nummer 4 bis 7 EStG)

8 .   10.117 1,00 0 0 100

Summe ohne Einmalkosten in EUR bzw. Minuten 130.140 17.332

Summe Einmalkosten in EUR bzw. Minuten 0 0

Bürokratiebe-/-entlastung für
international

E
U

-E
bene

national
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (§ 51 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f
– neu – des Einkommensteuergesetzes)

Zu Doppelbuchstabe aa

Nach dem neuen Buchstaben f Doppelbuchstabe aa erhält
die Bundesregierung die Möglichkeit, den Betriebsausga-
ben-/Werbungskostenabzug von der Erfüllung besonderer
Mitwirkungs- und Nachweispflichten abhängig zu machen,
wenn die Beteiligten oder andere Personen in einem Staat
oder Gebiet ansässig sind, der keine Auskünfte nach den
Standards der OECD (Artikel 26 des OECD-Musterabkom-
mens für Doppelbesteuerungsabkommen 2005) erteilt oder
dazu bereit ist.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nach dem neuen Buchstaben f Doppelbuchstabe bb erhält
die Bundesregierung die Möglichkeit, bei ausländischen Ge-
sellschaften die Entlastung von Kapitalertragsteuer oder Ab-
zugsteuer, wie sie § 50d Absatz 1 und 2 EStG vorsehen, vom
Nachweis der Identität der natürlichen Personen abhängig zu
machen, die an der Gesellschaft mit mindestens 10 Prozent
unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind. Diese Befugnis zur
Erhöhung der Nachweisanforderungen für die bereits in
§ 50d Absatz 3 EStG im Rahmen der Missbrauchsbekämp-
fung enthaltene Einschränkung der Entlastung von Abzug-
steuern dient der Sicherstellung der Identifizierung der am
Ende der Beteiligungskette stehenden natürlichen Person mit
substanzieller Beteiligung. Damit soll die Einhaltung der be-
stehenden gesetzlichen Voraussetzungen der Entlastung von
Abzugsteuern gewährleistet werden, die im Fall der Ein-
schaltung von Gesellschaften, die in den Auskunftsaus-
tausch verweigernden Staaten oder Gebieten ansässig sind,
nicht anderweitig überprüft werden können. Es handelt sich
insoweit um eine Absicherung des § 50d Absatz 3 EStG zu-
grunde liegenden rechtlichen Ansatzes zur Verhinderung der
missbräuchlichen Inanspruchnahme von Doppelbesteue-
rungsabkommen oder Richtlinien im Verhältnis zu Staaten
und Gebieten, die den Auskunftsaustausch verweigern.

Zu Doppelbuchstabe cc

Nach dem neuen Buchstaben f Doppelbuchstabe cc erhält
die Bundesregierung die Möglichkeit, die Anwendung der
Abgeltungsteuer nach § 32d EStG sowie § 43 Absatz 5 EStG
sowie des Teileinkünfteverfahrens nach § 3 Nummer 40
Satz 1 und 2 EStG auf Einnahmen, die von ausländischen
Gesellschaften bezogen werden, von der Bevollmächtigung
der Finanzbehörde abhängig zu machen, im Namen des
Steuerpflichtigen mögliche Auskunftsansprüche gegenüber
den von der Finanzbehörde benannten Kreditinstituten au-
ßergerichtlich und gerichtlich geltend zu machen. Die Be-
vollmächtigung ermöglicht der Finanzbehörde den Zugang
zu Bankinformationen, die auf Grund der Verweigerung des
Auskunftsaustausches nicht anderweitig erlangt werden
können. Dadurch soll der gegenüber inländischen auskunfts-
pflichtigen Dritten bestehende Auskunftsanspruch (§ 93
AO) auch im Verhältnis zu im Ausland ansässigen Dritten
gesichert werden, wenn kein Auskunftsaustausch möglich
ist.

Die besonderen Mitwirkungs- und Nachweispflichten beste-
hen nicht, wenn mit dem jeweiligen Staat oder Gebiet

– ein Abkommen besteht, z. B. ein Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung, das die Erteilung von Aus-
künften, die für die Besteuerung erforderlich sind, ent-
sprechend Artikel 26 des Musterabkommens der OECD
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der
Fassung von 2005 vorsieht oder

– der Staat oder das Gebiet Auskünfte in einem dem Mus-
terabkommen in der Fassung von 2005 entsprechenden
Umfang unbeschadet bestehender Regelungen oder auf-
grund seines nationalen Rechts tatsächlich erteilt oder

– der Staat oder das Gebiet bereit ist, Auskünfte in einem
dem OECD-Musterabkommen in der Fassung 2005 ent-
sprechenden Umfang zu erteilen. Von einer Bereitschaft,
Auskünfte zu erteilen, kann ausgegangen werden, wenn
der Staat oder das Gebiet zeitnah Maßnahmen zur Um-
setzung des OECD-Standards einleitet, z. B. durch Auf-
nahme diesbezüglicher Gespräche zum Abschluss einer
bilateralen Vereinbarung.

Durch vorstehende Regelungen wird einerseits den einge-
schränkten Ermittlungsmöglichkeiten der Finanzbehörden
Rechnung getragen und andererseits der Anreiz für den je-
weiligen Staat erhöht, mit Deutschland effektiven Aus-
kunftsaustausch nach den Standards der OECD zu vereinba-
ren.

Zu Artikel 2 (§ 33 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e
– neu – des Körperschaftsteuergesetzes)

Die Bundesregierung erhält die Möglichkeit, Dividenden
von der Steuerbefreiung nach § 8b Absatz 1 KStG sowie von
der Steuerbefreiung, die die Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung für Gewinnanteile gewähren, von erwei-
terten Mitwirkungs- und Nachweispflichten abhängig zu
machen, wenn die Beteiligten oder andere Personen in einem
Staat oder Gebiet ansässig sind, das keine Auskünfte nach
den Standards der OECD (Artikel 26 des OECD-Musterab-
kommens für Doppelbesteuerungsabkommen 2005) erteilt
oder dazu bereit ist (vgl. hierzu die Begründung zu
Artikel 1). Dadurch wird einerseits den eingeschränkten Er-
mittlungsmöglichkeiten der Finanzbehörden Rechnung ge-
tragen und andererseits der Anreiz für den jeweiligen Staat
erhöht, mit Deutschland effektiven Auskunftsaustausch nach
den Standards der OECD zu vereinbaren.

Zu Artikel 3 (Änderung der Abgabenordnung)

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht
an den neu eingefügten § 147a AO.

Zu Nummer 2 (§ 90 Absatz 2 Satz 3 – neu)

Bestehen objektiv erkennbare Anhaltspunkte für die Annah-
me, dass der Steuerpflichtige über Geschäftsbeziehungen zu
Finanzinstituten in einem Staat oder Gebiet verfügt, mit dem
kein Abkommen besteht, das die Erteilung von Auskünften
entsprechend Artikel 26 des Musterabkommens der OECD
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der Fassung
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von 2005 vorsieht oder der Staat oder das Gebiet keine Aus-
künfte in einem vergleichbaren Umfang erteilt oder keine
Bereitschaft zu einer entsprechenden Auskunftserteilung be-
steht, ordnet der neue Satz 3 an, dass der Steuerpflichtige
nach Aufforderung durch die Finanzbehörde die Richtigkeit
und Vollständigkeit seiner Angaben an Eides statt zu ver-
sichern und die Finanzbehörde zu bevollmächtigen hat, in
seinem Namen mögliche Auskunftsansprüche gegenüber
den von der Finanzbehörde benannten Kreditinstituten
außergerichtlich und gerichtlich geltend zu machen. Ob und
inwieweit die Finanzbehörde diese Mitwirkungspflichten
tatsächlich einfordert, hat sie nach den Umständen des Ein-
zelfalls nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden.

Die Steuerpflichtigen sollen durch die Neuregelung ins-
besondere dadurch angehalten werden, wahrheitsgemäße
Angaben zu machen, weil sie mit der Möglichkeit rechnen
müssen, dass die Finanzbehörde eine eidesstattliche Ver-
sicherung der Angaben verlangt und sie sich im Fall der fal-
schen Versicherung an Eides statt strafbar machen (§ 156 des
Strafgesetzbuchs). § 90 Absatz 2 Satz 3 AO geht § 95
Absatz 1 AO vor. Die Versicherung an Eides statt kann nicht
nach § 328 erzwungen werden (vgl. § 95 Absatz 6 AO). Ver-
weigert der Steuerpflichtige die Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung, kommt aber eine Schätzung der Besteu-
erungsgrundlagen in Betracht (vgl. § 162 Absatz 2 Satz 3
AO – neu).

Zu Nummer 3 (§ 147a – neu)

Die Regelung betrifft Steuerpflichtige, bei denen die Summe
der positiven Überschusseinkünfte gemäß § 2 Absatz 1
Nummer 4 bis 7 EStG mehr als 500 000 Euro im Kalender-
jahr beträgt. Eine Saldierung mit negativen Einkünften fin-
det nicht statt.

Die Prüfung der Angaben in den Steuererklärungen bei Steu-
erpflichtigen mit hohen Überschusseinkünften wird oftmals
dadurch verzögert und erschwert, dass Aufzeichnungen und
Unterlagen über die betreffenden Einnahmen und Wer-
bungskosten nicht aufbewahrt werden. Dies gilt nach den
bisherigen Erfahrungen insbesondere für den Bereich der
Außenprüfungen. Um diesem Missstand abzuhelfen, wird
für diesen Personenkreis eine besondere Aufbewahrungs-
pflicht in § 147a AO statuiert. Die Bestimmung lehnt sich an
§ 147 AO an und erfasst auch die Regelungen über den Da-
tenzugriff (§ 147 Absatz 2 Nummer 2, Absatz 6 AO).

Die Regelungen zu dem Beginn und dem Ende der Pflicht
zur Aufbewahrung von Aufzeichnungen und Unterlagen die-
nen der Rechtsklarheit. Wenn ein Steuerpflichtiger, der bis-
her zur Aufbewahrung verpflichtet war, in fünf aufeinander
folgenden Kalenderjahren den Schwellenwert von 500 000
Euro nicht erreicht, ist davon auszugehen, dass die Summe
der positiven Einkünfte auch in Zukunft 500 000 Euro nicht
erreichen wird.

In Fällen, in denen der Steuerpflichtige seinen Mitwirkungs-
pflichten nach § 90 Absatz 2 Satz 3 AO nicht nachkommt,
kann die zuständige Finanzbehörde ihm für die Zukunft die
Aufbewahrung der Aufzeichnungen und Unterlagen aufge-
ben. Diese Maßnahme soll die neue Regelung in § 193
Absatz 2 Nummer 3 AO flankieren, wonach in diesen Fällen
– unbeschadet anderer Regelungen – eine Außenprüfung
beim Steuerpflichtigen zulässig wäre. In den Fällen, in denen

die zuständige Finanzbehörde den Steuerpflichtigen die Auf-
bewahrung aufgegeben hat, endet die Verpflichtung zur Auf-
bewahrung im Falle der Befristung mit Ablauf der Frist, an-
sonsten erst mit dem Widerruf.

Im Rahmen einer Außenprüfung kann die Verletzung der
Aufbewahrungspflichten nach § 147a AO – neu – wegen der
dann zwangsläufigen Verletzung der Mitwirkungspflichten
nach § 200 AO die Festsetzung eines Verzögerungsgeldes
nach § 146 Absatz 2b AO zur Folge haben. Insoweit wird
nicht zwischen den Aufzeichnungspflichten für „Private“
oder Unternehmer unterschieden.

Zu Nummer 4 (§ 162 Absatz 2 Satz 3 – neu)

Verletzt der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten
nach § 90 Absatz 2 Satz 3 AO, kann die Finanzbehörde eine
Schätzung der Besteuerungsgrundlagen vornehmen, da wi-
derlegbar vermutet wird, dass der Steuerpflichtige über Ein-
künfte im Ausland verfügt.

Zu Nummer 5 (§ 193)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Ergänzung des § 193 Absatz 1 AO betrifft Steuerpflich-
tige, bei denen die Summe der positiven Überschussein-
künfte gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 4 bis 7 des Einkom-
mensteuergesetzes mehr als 500 000 Euro im Kalenderjahr
beträgt. Sie ist erforderlich, da solche Prüfungsfälle regel-
mäßig von erheblicher Bedeutung sind und beachtliche
Mehrergebnisse aufweisen.

Durch die Neuregelung ist für die genannten Steuerpflich-
tigen die Außenprüfung generell zulässig. Einer besonderen
Begründung der Prüfungsanordnung bedarf es nicht.

Einhergehend mit der gleichzeitig eingeführten Aufbewah-
rungspflicht (§ 147a AO) wird die Überprüfbarkeit steuer-
licher Sachverhalte bei Steuerpflichtigen mit hohen Über-
schusseinkünften sichergestellt und somit ein Beitrag zur
Gleichmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit des Steuervollzugs
geleistet.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Nummer 3 – neu)

Nach der neuen Nummer 3 kann die Finanzbehörde auch
dann eine Betriebsprüfung anordnen, wenn der Steuerpflich-
tige seinen erhöhten Mitwirkungspflichten nach § 90 Ab-
satz 2 Satz 3 AO nicht nachkommt. Durch diese Prüfungs-
befugnis werden der Finanzbehörde weitere Ermittlungs-
möglichkeiten eröffnet, so dass eine sachgerechtere und effi-
zientere steuerliche Beurteilung von Sachverhalten mit
Auslandsbezug möglich ist.

Zu Artikel 4 (Artikel 97 § 22 des Einführungsgeset-
zes zur Abgabenordnung)

Zu Nummer 1 (Absatz 1)

Notwendige redaktionelle Anpassung. Der bisherige Wort-
laut wird unverändert in Absatz 1 übernommen.

Zu Nummer 2 (Absatz 2)

Im neuen Absatz 2 des § 22 wird die erstmalige Anwendung
der Regelungen in § 90 Absatz 2 Satz 3, den §§ 147a, 162
Absatz 2 Satz 3 und § 193 Absatz 1 und 2 Nummer 3 AO in
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der Fassung des Artikels 3 dieses Gesetzes vom Erlass einer
Rechtsverordnung der Bundesregierung mit Zustimmung
des Bundesrates abhängig gemacht. Damit wird der Bundes-
regierung die Befugnis übertragen, mit Zustimmung des
Bundesrates die Regelungskomplexe der Artikel 1, 2 und 3
nach den jeweiligen Erfordernissen aufeinander abzustim-
men.

Zu Artikel 5 (Änderung des Zollverwaltungsgeset-
zes)

Zu Nummer 1 (§ 1 Absatz 3a Satz 3)

Die Zollverwaltung hat nach § 1 Absatz 3a Satz 3 ZollVG
die Aufgabe, Bargeldkontrollen zum Zwecke der Bekämp-
fung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung
durchzuführen. Die Begrenzung auf die Zwecke Terroris-
musfinanzierung und Geldwäsche korrespondiert in der na-
tionalen Regelung dabei mit den Vorgaben der Verordnung
(EG) Nr. 1889/2005. Im Zuge der Kontrollen gewonnene Er-
kenntnisse, bei denen sich zwar der Verdacht der Geld-
wäsche oder der Terrorismusfinanzierung nicht begründen
lässt, wohl aber selbst offensichtliche Verstöße wie Steuer-
hinterziehung oder Betrug zu Lasten von Sozialleistungs-
trägern vorliegen, können nicht weiter verfolgt werden.
Deshalb greift die an der Verordnung ausgerichtete Mindest-
regelung zu kurz. Mit der Ergänzung der Verdachtsmomente

auf Steuerhinterziehung und Steuerordnungswidrigkeiten
auf der einen Seite sowie Betrug zum Nachteil der Sozial-
leistungsträger auf der anderen Seite soll sichergestellt wer-
den, dass hier die Zollverwaltung in ihrer Kontrolltätigkeit
bei erkennbaren Verstößen nicht zur Untätigkeit verpflichtet
ist und sozusagen unter den Augen des Staates öffentliche
Haushalte geschädigt werden können. Dies kommt derzeit
geradezu einer stillschweigenden Aufforderung zur wieder-
holten Begehung der Taten gleich.

Zu Nummer 2 (§ 12a Absatz 5)

Mit der Ergänzung in § 12a Absatz 5 ZollVG soll sicherge-
stellt werden, dass auch solche Daten rechtmäßig erhoben,
verarbeitet und an die zuständigen (Landes-)Behörden
zwecks Durchführung der weiteren Ermittlungen und/oder
eines entsprechenden Verwaltungsverfahrens weitergeleitet
werden können, die nicht unmittelbar im Zusammenhang
mit einer festgestellten grenzüberschreitenden Verbringung
von Barmitteln selbst stehen; etwa Kontounterlagen. Eines
Anfangsverdachts im strafprozessualen Sinne bedarf es hier-
für nicht.

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten)

Die Änderungen durch das vorliegende Änderungsgesetz
treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge-
setzes auf Bürokratiekosten geprüft, die durch Informations-
pflichten begründet werden.

Mit dem Regelungsvorhaben wird eine Informationspflicht
eingeführt, die sowohl Wirtschaft als auch Bürgerinnen und
Bürger betrifft. Nach Einschätzung des Ressorts führt sie bei
Unternehmen insgesamt zu einer jährlichen Mehrbelastung
von rund 130 000 Euro. Bei den rund 500 betroffenen
Bürgerinnen und Bürgern beträgt die Mehrbelastung rund
113 Minuten pro Fall.

Für Bürgerinnen und Bürger wird darüber hinaus eine zweite
Informationspflicht eingeführt. Diese belastet rund 10 100
Bürgerinnen und Bürger mit etwa 8 Minuten pro Fall.

Das Ressort hat dargelegt, dass die Bürokratiekosten not-
wendig sind, um eine effektive Bekämpfung der Steuerhin-
terziehung zu ermöglichen. Der Rat hat deshalb im Rahmen
seines gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das
Regelungsvorhaben.

Er bittet aber, beim Erlass der in dem Gesetz angelegten
Rechtsverordnungen rechtzeitig beteiligt zu werden.
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Anlage 3

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 858. Sitzung am 15. Mai 2009
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zum Gesetzentwurf allgemein

a) Der Bundesrat unterstützt vorbehaltlos das Ziel einer
wirkungsvollen und nachhaltigen Bekämpfung von
Steuerhinterziehung und die damit verbundene Erhö-
hung der Steuergerechtigkeit. Steuerhinterziehung
schädigt das Gemeinwohl und insbesondere die vielen
steuerehrlichen Unternehmen und Privatpersonen.
Der Bundesrat bekräftigt, dass zur Erreichung des
Ziels der Bekämpfung der Steuerhinterziehung
gleichzeitig wirkungsvolle wie verhältnismäßige Mit-
tel eingesetzt werden.

b) Er begrüßt die bekundete Bereitschaft von Staaten,
sich völkerrechtlich zu binden und zur Durchsetzung
der nationalen Steuerrechte bilateral Auskünfte zu er-
teilen. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, das
Angebot dieser Staaten umgehend anzunehmen, ent-
sprechende Abkommen zügig zu verhandeln sowie
möglichst einen automatisierten Auskunftsaustausch
darin festzulegen.

c) Der Bundesrat sieht das Steuerhinterziehungsbe-
kämpfungsgesetz auch als Mittel und Anreiz, Staaten
zu bewegen, sich bilateral zu verpflichten, Auskünfte
im Steuerverfahren zu erteilen. Er stellt fest, dass das
Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz – mit Aus-
nahme des Artikels 5 – ohne eine mit Zustimmung des
Bundesrates zu erlassende Rechtsverordnung der
Bundesregierung nicht anwendbar ist. Der Bundesrat
bittet die Bundesregierung, beim Entwurf der noch zu
erlassenden Rechtsverordnung auf eine angemessene

Abwägung zwischen einer notwendigen Bekämpfung
der Steuerflucht und berechtigten Interessen des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland zu achten.

2. Zu Artikel 4a – neu –
(§ 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Absatz 2 UStG)

Nach Artikel 4 ist folgender Artikel 4a einzufügen:

,Artikel 4a
Änderung des Umsatzsteuergesetzes

§ 20 des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386),
zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird die Zahl „250 000“
durch die Zahl „500 000“ ersetzt.

2. Absatz 2 wird gestrichen.‘

B e g r ü n d u n g

Nach dem geltenden Umsatzsteuerrecht entsteht die Um-
satzsteuer im Regelfall mit Ablauf des Voranmeldungs-
zeitraums, in dem die Leistung ausgeführt worden ist. Es
kommt nicht darauf an, ob das für die Leistung verein-
barte Entgelt tatsächlich vereinnahmt worden ist. § 20
Absatz 1 UStG eröffnet die Möglichkeit, auf Antrag die
Umsatzsteuer nach vereinnahmten Entgelten zu be-
rechnen. Die dabei geltende Umsatzsteuergrenze von
250 000 Euro entspricht nicht mehr den heutigen Not-
wendigkeiten, so dass eine deutliche Anhebung auf
500 000 Euro sinnvoll ist.

Es handelt sich dabei nicht um ein Problem, das speziell
die neuen Länder betrifft. Kleine und mittlere Unterneh-
men in den alten Ländern befinden sich in einer ver-
gleichbar schwierigen Situation.
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Anlage 4

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung
der Steuerhinterziehung (Steuerhinterziehungsbekämpfungs-
gesetz) wie folgt:

Zu Nummer 1 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

Mit der Vorlage des Entwurfs eines Steuerhinterziehungs-
bekämpfungsgesetzes zeigt die Bundesregierung ihre Ent-
schlossenheit, der Steuerhinterziehung durch Nutzung von
Staaten und Gebieten entgegenzutreten, die sich bei der Be-
kämpfung der Steuerhinterziehung nicht im Sinne des Stan-
dards der OECD kooperativ verhalten. Die Bundesregierung
begrüßt es, wenn auch der Bundesrat eine wirkungsvolle
Bekämpfung der Steuerhinterziehung nachdrücklich unter-
stützt.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung entspricht den
Anforderungen des Verfassungsrechts, des Europarechts so-
wie des Völkerrechts. Die Bundesregierung sieht auch den
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt.

Solange von ausländischen Staaten und Gebieten, insbeson-
dere solchen, die über bedeutende Finanzplätze verfügen,
Auskünfte entsprechend dem OECD-Standard nicht zu
erhalten sind, bestehen Rahmenbedingungen fort, die die
Steuerhinterziehung begünstigen und die Sachverhaltsauf-
klärung durch die Finanzbehörden erschweren. Vor diesem
Hintergrund sind die vorgesehenen Maßnahmen erforder-
lich, geeignet und zweckmäßig. Der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit kommt darüber hinaus insbesondere darin zum
Ausdruck, dass die Anwendung der im Entwurf vorgesehe-
nen Maßnahmen nicht bei Sachverhalten in Bezug auf Staa-
ten und Gebiete anwendbar sind, wenn

– Auskünfte entsprechend dem OECD-Standard, wie er
sich aus Artikel 26 des Musterabkommens der OECD zur

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der Fas-
sung von 2005 ergibt, ausgetauscht werden können oder

– der Staat oder das Gebiet bereit ist, Auskünfte entspre-
chend dem OECD-Standard zu erteilen, z. B. durch zeit-
nahe Unterzeichnung einer entsprechenden Vereinba-
rung.

Die Bundesregierung begrüßt es, dass in den letzten Mo-
naten eine Reihe von Staaten und Gebieten mit bedeutenden
Finanzzentren den OECD-Standard zu Transparenz und
effektivem Auskunftsaustausch formal akzeptiert hat. Die
Bundesregierung erwartet, dass diese Staaten und Gebiete
bereit sind, den OECD-Standard unverzüglich durch bilate-
rale Vereinbarungen zu implementieren.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass es die verfas-
sungsrechtlich gebotene (vgl. BVerfGE 84, 239, 268 ff.; 110,
94, 112 ff.) Gleichmäßigkeit der Besteuerung gebietet, die
Besteuerung im Ausland erzielter Einkünfte mit dem glei-
chen Nachdruck durchzusetzen wie die Besteuerung im
Inland erzielter Einkünfte. Unbeschadet dieses Grundsatzes
räumt der Gesetzentwurf der Bundesregierung genügend
Flexibilität ein, die es ermöglicht, Nachteile für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland zu vermeiden.

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 4a – neu –; § 20 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1, Absatz 2 UStG)

Die Bundesregierung wird eine bundeseinheitliche Anhe-
bung der Umsatzgrenze für die Ist-Versteuerung auf 500 000
Euro prüfen. Sie weist jedoch darauf hin, dass einer solchen
Anhebung der Umsatzgrenze die sich daraus ergebenden
Mindereinnahmen in Höhe von ca. 1,9 Mrd. Euro entgegen-
stehen.
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